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SOZXALARBEIT 

ZWISCHEN BÜROKRATIE UND KLIENT 

Kriterien zur Behinderung der Sozialarbeit Zwischenbericht der AG 
„Funktion und Ideologie«, vorgelegt auf dem AKS- Plenum am 26.11.69 



der starken Nachfrage schon auf der AKS- 
-Sitzung und später in den einzelnen Ämtern von 
Kollegen, die night an der Plenumsdiskussion 
teilnehmen konnten, veröf f entliehen wir unsere 
Kriterien heute noch einmal in einer SPK-Sonder- 
nummer, damit jeder die Möglichkeit hat, dazu 
Stellung zu nehmen - auch schriftlich! 

Als wir am Anfang des Jahres in unserer Gruppe 
zu arbeiten begannen, verbrachten wir die erste 
Zeit meist damit, uns den tagtäglichen Ärger 

i 

von der Leber zu reden. Das gab uns emotionale 

Sicherheit, weil wir unter gleichen waren; aber 
über den Kaf feeklatsch oüer Biertischrunde-Ab- 
laßcharakter kamen wir nicht hinaus. Die un- 
zähligen Beispiele unserer Unzufriedenheit 
mußten geordnet werden, damit die Ursachen ver- 
ständlich wurden. 



Wir haben 10 Kriterien auf gestellt, unter denen 
wir die Sozialarbeit wie sie heute praktiziert 
wird untersuchen wollen. Die ersten drei legen 
wir heute vor und hoffen, daß sie den Kollegen 
Anregungen geben können, ihre Misere zu sichten, 
neue Informationen zusammenzutragen, die Kri- 
terien zu vervollständigen. 
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Die amtliche Hierarchie 



Ein (Grundsatz der Sozialarbeit ist, die Proble- 
matik des einzelnen Klienten zu erkennen und 
entsprechend zu handeln. Doch als Sozialarbei- 
ter in einer Behörde sind wir an bestimmte Ge- 
setze und Verordnungen gebunden, die uns zwin- 
gen, den Klienten als "Fall" zu verallgemeinern 
und ei nzu ordnen. 



Beispiel: Eine 18- jährige, deren Vater sie in 

sadistischer Weise quält (abwechselnd 
schlägt und streichelt), ihr das Be- 
treten des Wohnzimmers, Radiohören, 
Ausgehen nach 7 Uhr abends u.a. ver- 
bietet, kann trotz schwerer psychi- 
scher Schädigungen und obwohl sie 
selbst es möchte, nicht aus der Fami- 
lie genommen werden. Das ginge nach 
den Vorschriften erst, wenn sie einen 
Zusammenbruch erlitten, einen Selbst- 
mordversuch unternommen oder wenig- 
stens ordentliche blaue Flecken davon- 
getragen hätte. 



Manchmal, wenn es uns schwer fällt, einem Klien- 
ten zu helfen, weil die Gesetze und Vorschrif- 
ten auf seine speziellen Probleme nicht genau 
zugeaohni tten sind, "erfinden” wir die für eine 
Hilfe notwendigen G ynph ome h i r. z u . 



Wenn wir lange genug aus Menschen vorschrifts- 
mäßige Fälle gemacht und unsere Berichte im Hin- 
blick auf bestimmte Paragraphen geschrieben ha- 
ben, verlernen wir, die Ursachen einer Notlage 
zu erkennen und Gesetze und Vorschriften kri- 
tisch zu prüfen, und verstärken durch diese Ge- 
wöhnung nur deren Wirksamkeit und Dauerhaftig- 
keit. 

Beispiel: Wenn ein Klient Mietschulden hat, ge- 
währen wir ihm, ohne den Ursachen wei- 
ter nachzugrhen, eine einmalige Miet- 
beihilfe (BSHG $ 15). Dabei 

wäre dem Betroffenen meist nur gehol- 
fen, indem man ihn eine angemessene 
Wohnung zu niedrigerem Preis besorgte. 
Doch dazu 3ind wir nicht verpflichtet 
(und könnten es, nebenbei, bei der heu- 
tigen Arbeitsüberlastung auch nicht, 
vgl. "Behinderung der Sozialarbeit durch 
die hohe Fallzahl"). 



Schon in den genannten Beispielen (und noch 
deutlicher in den folgenden) zeigt sich der 
Konflikt, in dem wir stehen: Einerseits müssen 
wir unserer Ausbildung und unserem Selbstver- 
ständnis entsprechend die Interessen der Klien- 
ten vertreten, andererseits müssen wir den oft 
entgegengesetzten Erfordernissen und Interes- 
sen der Verwaltung gerecht werden. 

Da wir als Mitglieder der Verwaltung an deren 
unterster Stelle stehen (also abhängig sind), 
entscheiden wir efen Konflikt meist zu ihren 



Gunsten, denn sie hat Machtmittel, zur Durch- 
setzung ihrer Interessen; der Kliert hat keine. 
Sie übt durch vielfältige Disziplinierungsmaß- 
nahmen Druck auf uns aus, der Klient dagegen 
kommt als Bittender, der im Gefühl seiner 
Machtlosigkeit auch einen abschlägigen Bescheid 
hinnimmt. Denn was sollte er tun, außer wir- 
kungslose Beschwerdebriefe zu verfassen oder 
sich der für ihn meist undurchschaubaren Ge- 
richtsbarkeit aus zu lief ern , von der er sowieso 
nichts Gutes gewohnt ist (z.B. übermäßige Be- 
strafung für kleinere Diebstähle im Vergleich 
zu Steuerhinterziehung ! ) . Er weiß: Die Klien- 
ten trifft es immer am stärksten. 

1 . Kompetenzverteilung 

Obwohl nur wir Kontakt zum Klienten heben, ent- 
scheidet eine andere Instanz der Verwaltung 
über die Bewilligung eines großen Teiles der 
von uns befürworteten Hilfsmaßnahmen. .Te 
schwieriger ein Fall ist, desto länger ist der 
zu durchlaufende Instanzenweg und desto weiter 
ist der En tscheidungsbefugte vom Klienten ent- 
fernt, d.h., er kennt die Probleme des Klien- 
ten nicht aus eigener Anschauung, sondern nur 
aus der Akte. (Hinzu kommt, daß ein Großteil 
der Referenten zwar die Gesetze kennt, aber 
keine sozia Ipädagogische Vorbildung hat, so 
daß immer die Gefahr besteht, daß der Klient 
nach dem Grundsatz "sparsam, aber nicht geizig" 
gerade das Über lebensminimum erhält.) 

Dies wird damit begründet, daß der Sozialarbei- 
ter, auch mangels Sach- und Gesetzeskenntnis, 
die Verantwortung für den Fall nicht allein 
übernehmen kann. Daraus auf eine Regelung der 
Entscheidungskompetenzen nach sachbezogenen 
Kriterien zu schließen ist falsch. Die Ge- 
schäftsverteilungspläne (damit verbunden Rege- 
lung der Schlußzeichnungskompetenz) entstehen 
dadurch, uaß der Ranghöchste (und danach die 
Stufenleiter abwärts die anderen) innerhalb 
eines /erwaltungsbereiches bestimmt, was er 
selbst enlscheiden will. Der Rest wird nach 
unten weitergegeben. Die Pläne fallen, je nach 
persönlichen Ambitionen der Vorgesetzten (Ab- 
sicht einer politischen Karriere, Streben nach 
1 ublikumswirksarake it u.a.) von Bezirk zu Be- 
zirk verschieden aus. Doch auch der einmal auf- 
gestellte Geschsf tsverteilungsplan kann wider- 
rufen oder durch Erhebung eines Falles zum 
Spezialfall umgangen werden. 

Möglichkeiten der Gegenkcntroll e 
Diese Kompetenzenrege lung scheint sich im rou- 






tinemäßigen Alltag zu bewähren, doch Uber*. eben 
wir dabei, daß uns im Konfliktfall keine Mög- 
lichkeit gegeben ist, unsere Lösung gegen die 
Meinung eines oft sachlich nicht so versierten 
Vorgesetzten durchzusetzen. 



Beisp. Der Antrag ?^® r ^rau s.uf Umwandlung ih- 
•, vn ßsstelle m ein Pflegenest wur- 

befürwortPt ZU ^ tä ?? lgen Sozia l a rt>ei terin 
inlt' et ’* a die Pflegemutter schon 
Kind^’h 6 ? 1 d ^ e , dafUr notwendige Anzahl 
^ 0 ^ d M r v, b ? i 4 . Slch au fgenoramen hatte und 
^ bet r g f Ur die Kinder und sich 
gut gebrauchen konnte. Die Fflegestel- 
enfürsorgerm und der Referent lehn- 
ten den Antrag denn. och ab, da sie Be- 
v ,fS en und Res sentiments gegen die Frau 
hatten (nahmen ihr aber nicht die Kin- 
der weg ! ) . 



Auch mit dem sogar im Beamtengesetz veranker- 
ten Mittel der Gegenkontrolle kommen wir da 
^^icht weit. Denn jeder Vorgesetzte kann die 
Vorbereitete Entscheidung eines Sozialarbeiters 
modifizieren oder ganz abändern, ohne uns da- 
für eine Begründung geben zu müssen (GGO § 28, 
Abs. 5, 6).. Die endgültige Entscheidung können 
wir nur nachträglich aus der Akte erfahren (es 
sei denn, wir haben guten persönlichen Kontakt 
zum Vorgesetzten). 



Wenn wir anderer Meinung sind, können wir uns 
mit einer Gegendarstellung an die zwei nächst- 
höheren Vorgesetzten wenden (§§ 55 , 56 BBG). 
Trifft der zweithöhere Vorgesetzte eine Ent- 
scheidung, so haben wir sie unabhängig von un- 
serer Auffassung auszuführen (dies dürfen wir 
immerhin in der Akte vermerken, vgl. § 28, 

Abs. 6 GGO). 



I Das scheint auf den ersten Blick ganz sinnvoll; 
Pie sieht es aber in der Praxis aus? Wenn der 
leitende Fürsorger Schlußzeichnungskompetenz 
hat und gegen unsere Befürwortung entscheidet, 
kennen wir immerhin noch dem Referenten die ge- 
gensätzl ichen Meinungen vortragen, damit er 
eine »'unvoreingenommene” Entscheidung treffen 
kann. Beim Referentenentscheid können wir nur 
noch versuchen, ihn von seiner eigenen entge- 
gengesetzten Meinung zu überzeugen, was erfah- 
rungsgemäß bei gleichbleibenden Fakten kaum zu 
schaffen ist. Von der Verantwortung allerdings 
können wir uns dann befreit fühlen, was uns 
(laut BBG) auf Verlangen schriftlich bestätigt 
werden muß. 

Als letztes Mittel können wir versuchen, den 
Klienten zum Widerspruch zu bewegen. Doch die- 
se Bemühungen scheitern meist an seiner Auto- 
ritätsgläubigkei t . 

J>. Unzureichende Information 

Informationen werden uns nur soweit gegeben,, 
wie es das routinemäßige Inganghalten des Appa- 



rats erfordert, und manchmal nicht einmal das. 
So erfuhren z.B. Kollegen eines Bezirksamtes 
die Änderung ihrer Sprechstundenzeiten erst 
aus der Tagespresse. Änderungen von Gesetzen 
und Verordnungen werden uns oft erst ein Jahr 
später mltgetei 1 t , oder wir erfahren davon, wenn 
wir einen gemäß den alten und unserer Meinung 
nachgültigen Bestimmungen vollständig bearbei- 
teten Fall zur Entscheidung vorlegen. 



Beisp.: Eine Soziaiarbei terin beantragte im Mai_ 
b9 für einen Klienten Reisemittel aus 
einem Haushai ts-ünterabschnitt . Dazu 
machte sie einen längeren Bericht, er- 
kundigte sich bei der Unterstützungs- 
sxeiie,und der Klient mußte Bescheini- 
gungen des Reisebüros beibringen. Ais 
der Fall dem Referenten zur Entschei- 
dung vorgelegt wurde, erfuhr sie, daß 
die Mittel aus diesem HUA seit Januar 
69 gestrichen sind und daß ßeisemittel 
"Jetzt aus dem Familienhilfeprogramm fi- 
nanziert werden. Sie konnte mit der Be- 
arbeitung des Falles von vorn beginnen! 



Um alle gesetzlichen Möglichkeiten für den 
Klienten auszuschöpfen, müßten wir einen Über- 
blick haben, den wir uns in der jetzigen Situ- 
ation nur durch sinnloses kräfte- und zeitrau- 
bendes Zusammentragen von Einzelinformationen 
verschaffen können. Wenn aber ein Sozialarbei- 
ter in seiner Freizeit (weil er im Amt nicht 
dazu kommt) sich diesen Überblick verschafft 
hat und zu einer optimalen Lösung gekommen ist, 
wird ihm unter Hinweis auf die knappen Mittel 
- man stelle sich vor, das Beispiel machte 
Schule - bedeutet, Stillschweigen über diese 
”Sonderrege lung” zu wahren. 



Beisp.: Als einer Körperbehinderten aufgrund 

von Vorschriften des BSHG , die die zu- 
ständige Sozi alarbei terj n entdeckt hat- 
te, Führerschein und PKW voll finanziert 
wurden, verpflichtete die Verwaltung 
Soziaiarbei terin und Klientin eben un- 
ter Hinweis auf eine solche angebliche 
Sonderregelung dazu, diesen Fall nicht 
zu verbreiten. Begründung: FUr weitere 
derartige Fälle sei nicht genug Geld 
da! (Verwaltungsbeam ter als Hüter der 
Staatsmittel ! ! ) 



Schluß' daraus : es ist ganz Im Sinne der Verwal- 
tung, gegen die Interessen der Klienten Infor- 
mationen zurückzuhal ten , wenn sie dadurch Geld 
spart ! 



4 . Die Beförderung 

Für die Beförderung gibt es keine von der Sache 
her einsichtigen Kriterien, außer dem Dienstal- 
ter bei der Regelbeförderung, die wir hier aber 
nicht berücksichtigen wollen, da sie innerhalb 
eines festgesetzten Zeitraumes sowieso erfolgt. 
Für die Funktionsstellenbeförderung scheinen 
allerdings besonderes Wohl verhal ten und Bezie- 
hungen ausschlaggebend. 



Wohlverhalten zeigt man, indem man sich darum 
bemüht, an Fortbildungskursen teilzunehmen (oh- 
ne sie tatsächlich besuchen zu müssen, da ein 
Nachweis nicht verlangt wird), indem man als Zu- 
träger von Informationen aus dem Kollegenkreis 
fungiert, indem man zur richtigen Zeit in der 
richtigen Partei (oder Gewerkschaft!) ist, etc. 
etc . . . 

Beziehungen zu Höhergestellten (Büroleiter, 
Stadtrat, Personal rat, Referent) sind wichtig, 
denn si_e sind es, die über die Beförderung ent- 
scheiden (Dienstleistungsbericht) . 

Wenn ein Sozialarbeiter aber schon keine Be- 
ziehung zu diesen Personen hat, so muß er zu- 

zu 

mindest Konflikte mit ihnen/vermeiden suchen, 
von vornherein also die Interessen des Amtes 
vertreten und sich nicht mit dem Klienten soli- 
darisieren. 

Die Tatsache, daß es keine sachbezogenen Kri- 
terien für die Funktionsstellenbeförderung gibt, 

also jeder den Kollegen an Anpassungsstreben 

/ 

übertreffen muß, verschlechtert die Atmosphäre 
unter den Kollegen. Jeder ist des anderen Kon- 
kurrent; darunter leidet die Solidarität, die 
zu Informationsaustausch und gegenseitiger Un- 
terstützung bei der Vertretung der Klientenin- 
teressen führen könnte. Jeder arbeitet verein- 
zelt vor sich hin, auf die Beförderung zu, denn 
der Kollege hat ja schließlich meist keine grö- 
ßere Qualifikation als man selbst; man will 
nicht einsehen, warum man nicht selbst es sein 
sollte, der auf eine Stelle mit 200 DM mehr be- 
fördert wird. 

Manchmal erweist es sich allerdings für die 
Verwaltung auch als günstig, einen "Protestler" 
zu befördern; wenn man auf seine Dankbarkeit 
rechnen und auf diese Weise seine kritische Tä- 
tigkeit einschränken kann. 

In beiden Fällen jedoch hat der Beförderungsme- 
chanismus einen starken Disziplinierungseffekt ! 

5 . Am t s ge he i mn i s , S c hw e 1 g e p f 1 j c h t 
Bei der Konstruktion Amtgeheimnis /Schwei ge- 
Pflicht wird wieder deutlich, wie nur das Amt 
Machtmittel zur Durchsetzung seiner Interessen 
hat, der Klient aber keine. 

Alles, was der Klient uns berichtet, fällt un- 
ter die Schweigepflicht. 

Alles, was der Klient uns berichtet, müssen wir 
als pflichtbewußte Verwaltungsmitglieder akten- 
kundig machen. 

Alles, was aktenkundig gemacht ist, fällt un- 
ter das Amtsgeheimnis, d.h. wir dürfen keinem 



darüber Auskunft geben, der außerhalb des Amtes 
steht . 

Entbindet uns nun der Klient von der Schweige- 
pilicht, so hat das keine W i rk un^; , da wir immer 
noch an das Amtsgeheimnis gebunden sind. Ent- 
bandet uns das Ami; vom Amtsgeheimnis, so sind 
wir zwar anaeren Bürgern gegenüber immer noch 
an die Schweigepflicht gebunden, dem Gericht 
müs s en wir aber Auskunft geben, auch wenn die 
dem oozialarbeiter anvertrauten Tatsachen dem 
Klienten schaden könnten. Um nicht aussagenzu 
müssen, müßten wir uns auf ein Zeugnis verweige- 
rungsrecht berufen können, wie Rechtsanwälte 
oder Ärzte es haben. Der deutsche Berufsver- 
band der Sozialarbeiter und Sozialpädagogen e.V. 
Düsseldorf hat dieses zwar in einem Strafrechts- 
änderungsentwurf im Juni 1968 gefordert, aber 
noch ist nichts in dieser Richtung erfolgt. 

Erst durch ein Zeugnisverweigerungsrecht würde 
die Schweigepflicht überhaupt eine Bedeutung 
bekommen . 

Das Amtsgeheimnis hat aber noch eine zweite 
Wirkung , nämlich die, .daß keine Mißstände im 
Amt nach außen dringen können. Die erzwungene 
Loyalität geht sogar so weit, daß wir uns nicht 
einmal bei Fällen, die in der Öffentlichkeit 
behandelt werden (Presse, Fernsehen) und in de- 
nen un3 persönliches Versagen angelastet wird f 
ohne Genehmigung des Amtes äußern dürfen. Was 
der Öffentlichkeit mitgeteilt wird, entscheidet- 
der Vorgesetzte. Er gibt für das Amt ungefährli- 
che Dinge an den Pressereferenten, der allein 
zuständig ist für den Kontakt nach außen. Durch 
diesen Filter ist absolute Diskretion über Amts- 
interna gewährleistet. 

— Informelle Beziehungen 

Man muß sich fragen, wie wir bei all diesen Be- 
hinderungen unserer Arbeit dennoch Teilerfolge 
erzielen können. Dies geht nur durch richtige 
freunde an den richtigen Stellen, die einem. so 
manchen Weg und so manche Bemühung ersparen. 

°° können wir unsere Meinung bei unseren Vor- 
gesetzten besser durchsetzen und Sonderregelun- 
gen erreichen, wenn wir ein gutes Verhältnis 
zu ihnen haben; so sind wir unter Umständen 
nicht auf den zweithöheren Vorgesetzten als Be- 
schwerdeinstanz angewiesen, wenn wir den Stadt- 
rat kennen. Wenn wir den Mann kennen, der direk 
ten Zugang zu den neuesten Informationen hat, 
können wir rationeller arbeiten; wenn wir gute 
Beziehungen zu den Leuten im Sozialamt haben, 
geben sie uns Tips, wie wir am besten unsere 
Berichte abfassen müssen (eine Kollegin bekam 
sogar einmal einen Musterbericht als "Arbeits- 
grundlage", um in derartigen Fällen sofort 



5 



Geld zu bekommen. Allerdings müssen wir schon 
dafür sorgen, daß die Leute bei guter Laune 
bleiben, wir müssen hier und da 'mal einen Kaf- 
fee trinken, ein Schwätzchen halten, nach den 
Kindern fragen, aber dieser Zeitaifwand lohnt 
sich fast immer. 

Loch .die informellen Beziehungen haben einen 
großen Nachteil: Auf diesem Wege getroffene Re- 
gelungen sind völlig unverbindlich (weil münd- 
lich vereinbart, offizieller Verkehr zwischen 
den Stellen der Ämter aber schriftlich erfol- 
gen muß) und können im Konfliktfall immer zu- 



rückgenommen werden. Sobald es nämlich für den 
Bekannten brenzlich oder die Bekanntschaft ge- 
trübt wird, kann es uns passieren, daß bei ihm 
plötzlich Gedächtnislücken auf treten und er 
uns bedeutet, daß nur unter Einhaltung des for- 
malen Dienstweges ein Erfolg zu erzielen sei. 
Lurch dieses informelle Schmieröl wird die Be- 
hinderung der Sozialarbeit nicht aufgehoben. 
Hierdurch können höchstens einzelne in Einzel- 
fällen überraschend schnell und gut helfen. 
Verlassen aber können wir uns nur auf die for- 
malen Strukturen. Deshalb müssen wir unseren 
geringen Handlungs Spielraum innerhalb dieser 
erkennen und kritisieren. 



Die hohe Fallzahl 



Wir wollen mit der Fallzahl ein Problem dar- 
stellen, welches an und für sich jedem Sozial- 
arbeiter bewußt ist. Es wird darüber beim Früh- 
stück, Mittagessen, auf dem Heimweg unter den 
Kollegen , sogar mit den Vorgesetzten gespro- 
chen. Die Gespräche und Rechtfertigungen haben 
jedoch nur privaten Charakter, beschränken sich 
auf das Bedauern der eigenen "miesen 1 Situation 
und zeigen deutlich die Resignation, in der 
sich die meisten Kollegen befinden- Konsequen- 
zen entstehen daraus nicht. Damit bleibt die 
Fallzahl die beliebteste Entschuldigung gegen- 
über den Vorgesetzten und Kritikern. Hätten wir 
die Fallzahl nicht ? ! 



Die Fallzahl hat folgende Aufgaben, die die 
■'raxis der Sozialarbeit bestimmen: 



1 . 

2 . 

3- 

4. 



llzahl als Regelung der Arbeitsver- 
dlung 

llzahl als Arbeitsnachweis 
llzahl als eine der Vorbedingungen 

ir Aufstiegsmöglichkeiten 

.llzahl als Alibi für die Diskrepanz 
rischen Anspruch und Realität der So 
.alarbeit 



1. Die Pallzahl ist ein Maß, das den Arbeits- 
anfall möglichst gleichmäßig verteilen soll. 

In den fünfziger Jahren wurde die Fallzanl vom 
Abgeordne tenhaus von 300 auf 240 und in den 
secliziger Jahren auf 210 festgesetzt. 210 - 200 
ist noch immer das offizielle Maß. Es wird im- 
mer von Fällen gesprochen, aber was einen Fall 
zu einem Fall macht, dafür fehlen bislang Kn- 
terien . 

Jeder Sozialarbeiter hat einen Bezirk, der 
nach Straßenzügen eingeteilt ist und in dem 
200 Fälle zu betreuen sind. Es wird dabei kei- 
ne Rücksicht auf die Sozialstruktur des betrei- 



fenden Bezirkes genommen, d.h., auf die Schwie- 
rigkeiten der Fälle, sondern allein auf die 
Anzahl. In einem schwierigen Bezirk ist bei 
gleicher Fallzahl der Arbeitsaufwand größer. 
Damit ist der Arbeitsanfall nicht gleichmäßig 
verteilt. Selbst die neueren Bestrebungen, die 
die Arbeitsverteilung durch Aufnahme, mittel- 
fristige und langfristige Betreuung regeln sol- 
len (Kosmale), bringen keine qualitative Lösung. 
Hier werden wieder neue Richtlinien aufgestellt, 
die nachprüfbarer Kriterien entbehren. 

Eine an der Fallzahl orientierte Arbeitszuwei- 
sung geschieht von vornherein nicht in sachli- 
cher Hinsicht, noch in Rücksicht auf die Ver- 
schiedenheit der einzelnen Fälle, geschweige 
denn die Fähigkeiten und selbständigen Inter- 
essen der Sozialarbeiter, sondern geschieht al- 
lein in quantitativer Hinsicht. Um die Quanti- 
tät bewältigen zu können, müssen die individu- 
ellen Besonderheiten der Fälle vereinfacht und 
vereinheitlicht werden. Um die Klienten "bear- 
beitungsfähig" zu machen, werden sie in juri- 
stische und verwaltungs technische Schemata ge- 
preßt . 

2. Die einzige Möglichkeit für den Sozialarbei- 
ter, kontrollierbare, "gute Arbeit" zu leisten, 
besteht darin, die verwaltungstechnischen Vor- 
schriften zu erfüllen (z.B. Aktenführung). Um 
seine Leistungsfähigkeit zu demonstrieren, ver- 
lagert der Sozialarbeiter seine Arbeit auf eine 
gute Aktenführung. Dominiert derart der büro- 
kratische Rahmen, reduziert sich Sozialarbeit 
zur Prüfung von Versorgungsberechtigungen und 
Bewilligung von Versörgungsleistungen ; der So- 
zialarbeiter übernimmt die Rolle des Kontrol- 
leurs, und der Klient gerät in Abhängigkeit 
vom Sozialarbeiter in der Hoffnung, daß seine 
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Schwierigkeiten als Fall unter die Normen bü- 
rokratischer Hilfe passen. Die Schwierigkeiten, 
sich diesen Normen nicht anpassen zu können, 
bringt den Klienten u.a. gerade in die Rolle 
des Hilfsbedürftigen. 

So bleibt der Anspruch jedes Sozialarbeiters, 
Anwalt des Klienten zu sein, auf der Strecke 
zugunsten einer Integrierung in die hierarchi- 
sche Sozialbürokratie. 

Um den eigenen Anspruch nicht völlig aufzuge- 
ben, wird unendlich viel Mühe und Zeit für den 
Klienten aufgebracht (Überstunden), lermine 
werden nicht fristgerecht gezogen, Berichte 
werden nicht fristgemäß abgegeben, Mahnungen 
häufen sich auf dem Schreibtisch: Wir setzen 
uns der verstärkten Kontrolle der Bürokratie 
aus; die Rückwirkungen sind verstärkte Fixie- 
rung an die Bürokratie und Vernachlässigung 
des Klienten. 

Will der Sozialarbeiter sich nicht der Illu- 
sion hingeben, er könne diesen Kreislauf durch 
noch mehr und noch gründlichere 'Arbeit durch- 
brechen, so bleibt nur eine Alternative - mehr 
Sozialarbeiter kritisch zu machen, zu einer 
praktischen Kritik der Sozialbürokratie zu 
bringen. 

3 . Die Funktionsstellen (1 auf 8-10 Sozialar- 
beiter) nehmen dem Sozialarbeiter keinen einzi- 
gen Fall ab, sondern verweisen ihn durch ihre 
"Beraterf unktion" auch nur wieder aut den "theo- 
retischen” Methodenanspruch, für dessen Reali- 
sierung selbst bei all seiner Bescheidenheit 
die Voraussetzungen fehlen. 

jjxes alles legt dem Sozialarbeiter wiederum 
nahe zu meinen, das größte Übel und die Ursa- 
che seiner Frustration sei die hohe Fallzahl. 
Diejenigen Sozialarbeiter, die nicht in die Re- 
signation und den Verwaltungstrott verfallen 
wollen, verschaffen sich "Erfolgserlebnisse" 
durch konzentrierte Einzelfallarbeit. Diese 
Kompensation ihrer Schuldgefühle überdeckt ih- 
re Zweifel an der Wirksamkeit ihres Berufes, - 
bis zur nächsten Frustration am nächsten Tag 
im Amt. Der Sozialarbeiter beginnt hier zu be- 
greifen, daß er Sisyphusarbeit leistet, er er- 
kennt, daß die Berufung auf die hohe Fallzahl 
ein Abreagieren der Frustration ohne weitere 
Folgen darstellt und daß sein gleichzeitiges 
Engagement erfolglos bleiben muß für Orga- 
nisation, Methoden, Ziele und Selbstverständ- 
nis der Sozialarbeit. D.h. , die Erklärung, der 
Sozialarbeiter versage wegen der hohen Fall- 
zahl, ist ein Alibi. Ein Alibi für seine Re- 
signation, weil er unter der Last der endlos 



sich häufenden und immer Wiederkehr enden Fälle 
sich umso leichter mit seinem Sisyphusschick- 
sal abfind en wird, als er damit die bedrohli- 
che Erkenntnis verdrängen kann, daß die Sozial- 
arbeit unter veränderten institutionellen Be- 
dingungen weiterreichende theoretische Kennt- 
nisse verlangen würde, als der Sozialarbeiter 
zur Verfügung hat. 



Er muß mit diesem Alibi die noch bedrohlichere 
Erkenntnis abwehren, daß die gesellschaftlichen 
Bedingungen, die einen Fall erst zum Fall wer- 
den lassen, noch längst nicht verändert sind, 
wenn die genannten Veränderungen der bestehen- 
den Sozialarbeit vorangetrieben werden, ohne 
eine damit einhergehende Veränderung der ge- 
sellschaftlichen Zwänge (z.B. Konsumzwang), 
die die jetzige Sozialarbeit zu einer so ohn- 
mächtigen Notwendigkeit machen. Die oben er- 
wähnte Abwehr solcher Erkenntnisse wird dem 
Sozialarbeiter jedoch schon unmittelbar im Amt 
durch die dort bestehenden Machtverhältniss e 
nachdrücklichst nahegelegt. Diese Ohnmacht 
treibt den Sozialarbeiter wiederum in Schuld- 
gefühle dem Klienten gegenüber. Unterwirft er 
sich ihnen, entgeht er zwar der Konsequenz ei- 
ner politischen Opposition, die über das be- 
hördlich anerkannte Maß hinauszutreiben droht, 
aber um den Preis, daß ihm das Versagen der So- 
zialarbeit als sein eigenes erscheint, das nur 
noch durch individuelle moralische Anstrengun- 
gen gebüßt werden kann. Dem Aufwand an Engage- 
ment und Geduld auf seiten des Sozialarbeiters 
sollen Einsicht und guter Wille auf seiten des 
Klienten entsprechen. Wird diese Erwartung des 
Sozialarbeiters enttäuscht, richten sich seine 
Schuldgefühle als Aggression gegen den Klien- 
ten: Das Mißtrauen der Administration und der 
Gesellschaft gegen den Klienten erscheint . ihm 
von Mal zu Mal berechtigter. Auf diesem Weg mo- 
ralischer Anstrengungen und enttäuschter Erwar- 



tungen kommt der Sozialarbeiter schließlich an 
den Punkt, wo er das Selbstverständnis der So- 
zialbürokratie übernimmt. Er akzeptiert die ho- 
he Fallzahl als Rechtfertigungsraittel und als 
für die Öffentlichkeit bestimmtes Maß für die 
Effektivität der bestehenden Sozialarbeit. Das 
moralische Engagement als Ausweg aus der Fru- 
stration einer von der Fallzahl 200 kontrollier* 
ten Arbeit ist nur die andere Seite der Resig- 
nation. 



Damit die von uns angedeuteten Konsequenzen ei- 
ner Veränderung der Sozialarbeit verpflichtend 
sichtbar werden können, müssen allererst Ar- 
beitsbedingungen geschaffen werden, die eine 
Identifikation der Sozialarbeiter mit den Kli®* 
ten gegenüber der Bürokratie und die Realisie- 
rung sozialpädagogischer Intentionen ermögli- 



